
Eine Frage der Verfassung
Noch am Abend der SPD-Niederlage bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen vom 
22. Mai erklärte Bundeskanzler Gerhard Schröder, darauf hinwirken zu wollen, „für den
Herbst dieses Jahres Neuwahlen zum Deutschen Bundestag herbeizuführen.“ Dazu solle,
präzisierte er kurz darauf, der in Artikel 68 GG beschriebene – und bereits 1972 und 1983 ge-
gangene – Weg über die Vertrauensfrage beschritten werden. Der Bundestag könnte dann,
eine entsprechende Entscheidung des Bundespräsidenten vorausgesetzt, am 18. September
neu gewählt werden. Der Kanzler begründete dieses Vorgehen damit, dass ihm für weitere
wichtige politische Vorhaben der Verlust der Regierungsmehrheit drohe.

Nachdem sich anfangs selbst die Koalitionsfraktionen überrascht zeigten und Kritik an der
einsamen Entscheidung wie am „fingierten“ Verfahren artikuliert wurde – Rot-Grün verfügt
nach wie vor über die parlamentarische Mehrheit –, zeichnete sich schließlich in allen Frak-
tionen (mit Ausnahme von Bündnis 90/Die Grünen) und in der Gesellschaft eine breite
Zustimmung zu Neuwahlen ab. Am 27. Juni reichte Schröder seinen Antrag bei Bundestags-
präsident Wolfgang Thierse ein, für den 1. Juli die Vertrauensfrage anzusetzen. Durch die
Enthaltung von 140 SPD- sowie acht Abgeordneten von Bündnis 90/Die Grünen verlor der
Kanzler, wie geplant, die Abstimmung. Bis zum 22. Juli musste Bundespräsident Horst Köhler
entscheiden, ob er den Bundestag auflöst und damit den Weg für Neuwahlen freigibt.

Wir dokumentieren im Folgenden Auszüge aus den Parlamentsreden, die Gerhard Schrö-
der, Angela Merkel, Joseph Fischer und Werner Schulz (der ankündigte, vor dem Bundesver-
fassungsgericht gegen das Verfahren zu klagen) am 1. Juli im Bundestag hielten. – D. Red.

Rede von Bundeskanzler Gerhard Schröder anlässlich seines Antrages gemäß Artikel 68
des Grundgesetzes am 1. Juli 2005 vor dem Deutschen Bundestag (Auszüge)

Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Am Montag dieser Woche habe ich dem Herrn Bundestagspräsidenten mitgeteilt, dass ich

es in der gegebenen Situation als meine Pflicht ansehe, im Deutschen Bundestag die Ver-
trauensfrage zu stellen. Mein Antrag hat ein einziges, ganz unmissverständliches Ziel: Ich
möchte dem Herrn Bundespräsidenten die Auflösung des 15. Deutschen Bundestages und
die Anordnung von Neuwahlen vorschlagen können.

Der für meine Partei – und für mich selber – bittere Ausgang der Landtagswahl in Nord-
rhein-Westfalen war das letzte Glied in einer Kette zum Teil empfindlicher und schmerzlicher
Wahlniederlagen. In der Folge dessen wurde deutlich, dass es die sichtbar gewordenen
Kräfteverhältnisse ohne eine neue Legitimation durch den Souverän, das deutsche Volk,
nicht erlauben, meine Politik erfolgreich fortzusetzen.

Endgültig mit diesem Ausgang der Landtagswahl am 22. Mai wurden negative Aus-
wirkungen für die Handlungsfähigkeit im parlamentarischen Raum unabweisbar. Die
„Agenda 2010“ mit ihren Konsequenzen schien zum wiederholten Male ursächlich für ein
Votum der Wählerinnen und Wähler gegen meine Partei. Wenn diese Agenda fortgesetzt
und weiterentwickelt werden soll – und das muss sie –, ist eine Legitimation durch Wahlen
unverzichtbar.

Es ist daher ein Gebot der Fairness und der Aufrichtigkeit gegenüber den Bürgerinnen
und Bürgern, gegenüber meiner Partei, gegenüber dem Partner in der Koalition, gegenüber
dem Hohen Haus und auch gegenüber mir selbst, die Vertrauensfrage zu stellen.

Alle im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien haben sich mit Nachdruck für die Auf-
lösung des Bundestages ausgesprochen. Die Wählerinnen und Wähler unterstützen mit
überwältigender Mehrheit meinen Wunsch nach Neuwahlen. Dessen sollten wir uns heute
alle bewusst sein.
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Viermal wurde bislang in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland die Vertrauens-
frage gestellt. Zweimal – von Helmut Schmidt und mir –, um sich der Mehrheit im Bundestag
zu versichern. Zweimal – von Willy Brandt und Helmut Kohl –, um den Weg zu Neuwahlen
frei zu machen. Mir ist wohl bewusst: Die Mütter und Väter des Grundgesetzes haben sich
bei der Formulierung des Artikels 68 sicher nicht von der Überlegung leiten lassen, durch ei-
ne gewollte Niederlage die Tür zu einer Auflösung des Parlamentes zu öffnen. Aber – und
auch darüber geben uns die Beratungen im Parlamentarischen Rat Auskunft – sie wollten
ebenso wenig die Möglichkeit einer Neuwahl verwehren, wenn dies die Lage gebietet.

Nach den bösen Erfahrungen von Weimar lehnte es der Parlamentarische Rat ab, dem
Bundespräsidenten ein generelles Recht zur Auflösung des Bundestages einzuräumen. Aber
auch dem Parlament blieb das Recht zur Selbstauflösung verwehrt. Dem Parlamentarischen
Rat verdanken wir mithin Regelungen, die Deutschland zu einer der stabilsten, erfolgreich-
sten und angesehensten Demokratien der Welt gemacht haben. Dafür sind wir dankbar –
auch wenn die Erfolgsgeschichte unserer deutschen Demokratie nicht allein der Weisheit
oder dem Weitblick unserer Gründergeneration geschuldet ist, sondern vor allem dem
demokratischen Gemeinsinn und dem klugen Instinkt der Bürgerinnen und Bürger, die stets
für ein inneres Gleichgewicht unseres Gemeinwesens gesorgt haben.

Unsere Staatspraxis, die auch durch das Bundesverfassungsgericht als verfassungsgemäß
bestätigt wurde, ist eindeutig: Der mit der Vertrauensfrage verbundenen Konsequenz von
Neuwahlen stehen keine zwingenden verfassungsrechtlichen Bedenken entgegen. Die ent-
scheidende Frage lautet also: Kann der Bundeskanzler noch des stetigen Vertrauens der
Mehrheit des Hohen Hauses sicher sein? Denn die drängenden Probleme unseres Landes,
die Fortsetzung der begonnenen Reformen, die Krise der Europäischen Union, die Heraus-
forderungen der Globalisierung und die Gefahren für Frieden, Sicherheit und Stabilität in
unserer einen Welt dulden keinen Zustand der Lähmung oder des Stillstandes.

Ich habe mir die Entscheidung, zunächst die Vertrauensfrage, danach mich und meine
Regierung einer neuen Wahl zu stellen, reiflich und gewissenhaft überlegt. Aus der Opposi-
tion hat es Forderungen nach meinem Rücktritt gegeben. Aber was dann? Der Weg nach
Artikel 63 Grundgesetz setzt mehrere erfolglose Wahlgänge voraus und ist damit äußerst
kompliziert und der Würde des Hohen Hauses nicht angemessen.

Genau aus diesem Grund hat bereits mein Amtsvorgänger diesen Weg 1982 entschieden
abgelehnt. Helmut Kohl betonte vor dem Deutschen Bundestag am 17. Dezember 1982, dass
– ich zitiere ihn wörtlich – „der Vorwurf der Manipulation.... gerechtfertigt wäre, wenn ich
den Weg des Rücktritts gemäß Artikel 63 des Grundgesetzes wählen würde.“

Und weiter, [...] „In der augenblicklichen Situation würde es niemanden überzeugen,
wenn ein derartiges Verfahren eingeschlagen würde, um den Bundespräsidenten zur Auf-
lösung des Bundestages zu nötigen. Ich bin der Auffassung, dass der von mir gewählte Weg
zur Auflösung des Bundestages überzeugend und verfassungsrechtlich einwandfrei ist.“

Ich teile diese Argumentation meines Vorgängers, meine Damen und Herren.
Die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen von SPD und Grünen haben in unse-

rem Land einen tief greifenden Veränderungsprozess eingeleitet. [...]
Keine Frage: Das Reformprogramm der „Agenda 2010“ hat zu Streit zwischen den Par-

teien und in den Parteien geführt. In den regierenden Parteien und Fraktionen ist es zu inne-
ren Spannungen und auch zu Konflikten um die richtige Richtung gekommen. Und, das will
ich nicht verschweigen, meine Partei hat darunter besonders gelitten. Die SPD hat seit dem
Beschluss der „Agenda 2010“ bei allen Landtagswahlen und der Europawahl Stimmen ver-
loren – in vielen Fällen sogar die Regierungsbeteiligung in den Ländern. Das war ein hoher
Preis für die Durchsetzung der Reformen. Dass wir diesen hohen Preis – zuletzt in Nordrhein-
Westfalen – zu zahlen hatten, hat innerhalb meiner Partei und meiner Fraktion zu heftigen
Debatten um den künftigen Kurs der SPD geführt. [...] Es ging – und es geht – um die Frage,
ob die Reformen der „Agenda 2010“ überhaupt notwendig sind oder ob sie nicht gar zurück-
genommen werden sollten. Diese Debatte hat soweit geführt, dass SPD-Mitglieder damit
drohten, sich einer rückwärts gewandten, linkspopulistischen Partei anzuschließen, die vor
Fremdenfeindlichkeit nicht zurückschreckt. Einige haben diesen Schritt vollzogen, an die
Spitze jener Partei hat sich ein ehemaliger SPD-Vorsitzender gestellt.
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Solch eindeutigen Signale aus meiner Partei, der führenden Regierungspartei, musste und
muss ich ernst nehmen, zumal in den Wochen vor dem 22. Mai fast täglich darüber in den
Medien berichtet wurde, auch aus dem parlamentarischen Raum heraus. Am 22. Mai lag die
Frage offen auf dem Tisch, ob bei diesem Wahlausgang eine volle Handlungsfähigkeit für
mich und meine Politik noch gegeben war. Zumal die Mehrheit für diese Regierung im Deut-
schen Bundestag von Anfang an denkbar knapp war. Diese Mehrheit hat sich durch den
Verlust nicht nachzubesetzender Überhangmandate weiter reduziert und beträgt nur noch
drei Stimmen, wenn die so genannte Kanzlermehrheit erforderlich ist.

Grundvoraussetzung für die gesamte Regierungspolitik, ganz besonders aber für unsere
Außen- und Sicherheitspolitik, sind Planbarkeit und Verlässlichkeit. Dies betrifft grundsätz-
liche Fragen wie die Beitrittsverhandlungen mit der Türkei zur Europäischen Union, die
weitere Vertiefung unserer Beziehungen zu Russland und den Ausbau unserer politischen
und wirtschaftlichen Beziehungen zu China. Hierfür ist die Bundesregierung auf die
Geschlossenheit der Koalitions-Fraktionen angewiesen. Auch hier sind vermehrt abwei-
chende, jedenfalls die Mehrheit gefährdende Stimmen laut geworden.

Über die Zweifler und jene, die mit Austritt oder abweichendem Stimmverhalten gedroht
haben, will und kann ich moralisch nicht richten, denn das stetige Vertrauen gemäß Artikel
68 unseres Gesetzes ist keine moralische, sondern eine politische Kategorie. Artikel 38
Absatz 1 erlaubt den Abgeordneten, abweichende Positionen einzunehmen. Diese Tatsache
unterliegt nicht einer moralischen Bewertung oder gar einer moralischen Verurteilung von
Abgeordneten. Da aber der Bundeskanzler auf dauerhaftes Vertrauen angewiesen ist, um
nach innen wie nach außen seine Politik verwirklichen zu können, muss er ein solches
abweichendes Ankündigen, Fordern oder Verhalten stets politisch bewerten. Klar abwei-
chende Positionierungen mögen subjektiv betrachtet als durchaus berechtigt angesehen
werden, müssen aber vom Bundeskanzler politisch anders beurteilt werden, denn er braucht
eine stetige und verlässliche Basis für seine Politik.

[...] Eine Bewertung der politischen Kräfteverhältnisse vor und nach der Entscheidung,
Neuwahlen anzustreben, muss – dessen bin ich ganz sicher – dazu führen, dass ich unter den
aktuellen Bedingungen nicht auf das notwendige, auf stetiges Vertrauen im Sinne des
Artikel 68 rechnen kann.

Was die bestehenden Kräfteverhältnisse anbelangt, so muss ich auch die Auswirkungen
auf die Zusammenarbeit zwischen Bundestag und Bundesrat berücksichtigen. Die Situation
im Bundesrat ist dabei nicht nur eine Frage der Mehrheit, sondern sie ist zunächst einmal
eine Frage der Haltung, wie die Zahl der Einsprüche nach abgeschlossenem Vermittlungs-
verfahren exemplarisch zeigt. In der laufenden Wahlperiode hat die Bundesratsmehrheit
nach abgeschlossenem Vermittlungsverfahren in 29 Fällen Einspruch gegen das entspre-
chende Gesetz eingelegt. Das, meine Damen und Herren, ist fast so häufig wie in den ersten
zwölf Wahlperioden der Jahre 1949 bis 1994 zusammen.

[...]
Ich kann es aber weder der Regierung noch den Regierungsfraktionen zumuten, immer

wieder Konzessionen zu machen und doch zu wissen, dass die Bundesratsmehrheit ihre des-
truktive Blockadehaltung nicht aufgeben wird. Nur eine durch die Wählerinnen und Wähler
klar und neuerlich legitimierte Regierungspolitik wird bei der Mehrheit des Bundesrats zu
einem Überdenken der Haltung führen – wenn auch nicht kurzfristig zu einer Änderung der
Mehrheit.

Das Ziel des Machterhalts um der Macht willen rechtfertigt niemals Entscheidungen
gegen die bessere Einsicht und gegen den Rat des Gewissens. Ich handele in der Gewiss-
heit, dass die von mir begonnene Politik der Reformen richtig und notwendig ist – für unser
Land und für seine Menschen. Darum werde ich mich auch mit all meiner Energie und mit
ganzer Kraft darum bemühen, dass die Wählerinnen und Wähler mich beauftragen, das
Begonnene fortzuführen.

Die Vertrauensfrage gibt daher jedem Abgeordneten die Chance, sich zu entscheiden.
Mit einer Enthaltung, auch mit einem „Nein“ eröffnen die Mitglieder dieses Hohen Hauses
dem Herrn Bundespräsidenten die Möglichkeit, die Entscheidung über die Zukunft der Poli-
tik und über die Zukunft unseres Landes dem Souverän, unseren Bürgerinnen und Bürgern,

Dokumente zum Zeitgeschehen 1015

Blätter für deutsche und internationale Politik  8/2005



in die Hand zu geben. Ich bin davon überzeugt, dass dieser Weg mit dem Sinn und den
Bestimmungen unserer Verfassung im Einklang ist. Ich bin davon überzeugt, dass der 
Herr Bundespräsident die richtige Entscheidung treffen wird. [...]

Geben wir also den Menschen die Wahl und die Freiheit, selbst zu entscheiden, welchen
Weg unser Land gehen soll, welchen Staat sie sich wünschen, welchen Stellenwert soziale
Gerechtigkeit künftig haben soll und wie viel Solidarität das Zusammenleben in unserem
Gemeinwesen prägen soll. Wecken wir ihren Lebensmut und ihr Vertrauen in die Zukunft.
Lösen wir sie aus jenen Ängsten und Bedrückungen, die auch Folge des Niederredens unse-
res Landes und der Leistungen seiner Menschen durch die Opposition sind. Einer Opposi-
tion im Übrigen, die sich aus Furcht vor der Verantwortung fast jeder konstruktiven Zu-
sammenarbeit mit uns verweigerte. Ich füge hinzu: oder die vollzogene Zusammenarbeit im
Nachhinein desavouierte. Einer Opposition, die aus schierem Opportunismus den Bürgerin-
nen und Bürgern auch jetzt verschweigt, welche konkreten Pläne sie hat.

Auch in der Politik gilt: Festklammern an dem, was immer schon war oder was man einmal
hat, führt geradewegs in die Erstarrung. Und bewahren kann nur derjenige, der zur Verände-
rung bereit ist. Wenn wir also Energien freisetzen, Bewegungen ermöglichen und weitere
Reformen in Gang setzen wollen, dann müssen wir auch mit den üblichen Regeln der politi-
schen Mechanik, mit der Physik der Macht gleichsam, brechen. Die von uns begonnenen
Reformen gilt es, entschlossen fortzuführen, damit wir den sich immer rascher wandelnden
Anforderungen im Innern und nach außen gerecht werden. Im Innern heißt das für uns, die
soziale Marktwirtschaft zu bewahren und unser Gesellschaftsmodell weiterzuentwickeln,
das Produktivität und ökonomische Effizienz mit Solidarität und Gerechtigkeit verbindet.

Es ist gewiss: Der Wandel verlangt einen langen Atem. Verlangt Beharrlichkeit und
Standfestigkeit. Verlangt Überzeugungskraft und Willensstärke. Nach außen heißt das, un-
sere Rolle als Garant der europäischen Einigung und Integration entschieden und aus tiefer
Überzeugung anzunehmen.

Unseren geeinten Kontinent weiter voranzubringen, dazu braucht es wie bisher die Dy-
namik und Verlässlichkeit der deutsch-französischen Partnerschaft. Und es heißt, Deutsch-
lands Rolle als angesehene Friedensmacht zu stärken: im Kampf gegen Hunger, Armut und
Unterdrückung in der Welt, im Kampf gegen Terror und Fanatismus und im Einsatz für einen
effektiven Multilateralismus, für eine internationale Ordnung des Rechts, für eine Stärkung
der Vereinten Nationen, in denen Deutschland seiner internationalen Verantwortung gemäß
einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat anstrebt.

Dies alles sind Aufgaben, denen wir nicht genügen können, wenn die Gefahr eines Legi-
timationsverlustes unseren Energien keinen Raum lässt. Darum braucht es heute das Votum
des Hohen Hauses. Darum braucht es, wenn mir das Vertrauen der Mehrheit versagt bleibt,
das Urteil des Souveräns: des Volkes. Es ist keine Zeit zu verlieren. Die Reformen dulden kei-
nen Aufschub. Sie bedeuten auch Abschied von Gewohntem. Das zu sagen, verlangt die
Aufrichtigkeit, die wir den Bürgern schuldig sind. Meine Sache – und der Auftrag der deut-
schen Sozialdemokratie – ist es, dafür zu sorgen, dass wirtschaftliche Effizienz eben nicht auf
Kosten der Schwachen erzielt wird, dass also die soziale Balance keinen Schaden nimmt.

Diese Regierung tut ihre Pflicht. Sie tut, was für unser Land notwendig ist. Diese Regie-
rung hat das durch die Vorgänger-Regierung auf dem Land lastende Phlegma, die Realitäts-
verweigerung und die Reformunwilligkeit überwunden. Es sind – und ich bin stolz darauf –
gute Jahre für unser Land gewesen, die unser Land nach innen liberaler, toleranter, sicherer
und demokratischer und nach außen selbstbewusster, freier und geachteter gemacht haben.

Wir brauchen jetzt klare Verhältnisse. Darum stelle ich die Vertrauensfrage. Öffnet der
Bundestag den Weg zu Neuwahlen, dann haben, wenn der Herr Bundespräsident so ent-
scheidet, unsere Bürgerinnen und Bürger das Wort. [...] Ich vertraue auf den Mut und die
Kraft meiner Partei, die in den 142 Jahren ihrer stolzen Geschichte jederzeit Verantwortung
für das Ganze, für sozialen Fortschritt, Gerechtigkeit, Teilhabe und Demokratie wahrgenom-
men hat. Für genau diese Werte werde ich weiter kämpfen.
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Rede der Partei- und Fraktionsvorsitzenden der CDU, Angela Merkel, vom 1. Juli 2005
(Auszüge)

Herr Präsident! Meine Damen und Herren!
Herr Bundeskanzler, lassen Sie es mich gleich zu Beginn ausdrücklich sagen: Dass Sie

heute den Antrag auf Abstimmung gemäß Art. 68 des Grundgesetzes mit dem Ziel stellen,
eine vorgezogene Wahl zum Deutschen Bundestag herbeizuführen, begrüßt die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion.

Für diesen Schritt zolle ich Ihnen auch persönlich Respekt; denn er ist unumgänglich, um
unserem Land monatelange, quälende Auseinandersetzungen aus Gründen rot-grüner
Handlungsunfähigkeit zu ersparen.

Herr Bundeskanzler, Sie haben es angedeutet, aber ich will es vielleicht noch etwas offe-
ner sagen: Sie sind 1998 angetreten, haben nahezu alles rückgängig gemacht, was wir in
richtiger Weise unter der Führung von CDU/CSU und FDP auf den Weg gebracht hatten,
und Sie mussten dann erkennen, dass es so nicht weitergeht. Sie haben am 14. März des Jah-
res 2003 [...] die Agenda 2010 vorgestellt und haben damit [...] die notwendige innenpoliti-
sche Antwort gegeben, die wir auf die globalen Herausforderungen geben müssen. Zumin-
dest war und ist diese Agenda ein richtiger Schritt in die richtige Richtung.

Sie haben damals gesagt: Es geht darum [...] „die Substanz des Sozialstaates zu erhalten“.
Das war vom Grundsatz her die richtige Weichenstellung für Deutschland; denn es gibt kei-
ne Alternative dazu, das Land zu reformieren. Sie haben es gewusst und Sie haben es heute
wieder angedeutet: Wir brauchen an vielen Stellen weniger Staat und mehr Freiheit.

Genau deshalb haben Sie auch von der Substanzerhaltung des Sozialstaats gesprochen.
Wir brauchen weniger Reglementierung und mehr Wettbewerb. Wir brauchen weniger
Bevormundung und mehr Eigenverantwortung. Sie haben damals diese Grundsätze in viel-
fältiger Form durchdekliniert und wir können seit diesem 14. März eines beobachten: Seit
genau diesem Tag gibt es in Ihren Reihen, bei Rot-Grün, ein schweres Ringen um jede der
Detailfragen und die Lösung jedes der Probleme. [...]

Es ist doch so – ich bitte Sie, sich subjektiv kein falsches Bild zu machen – dass im Vermitt-
lungsausschuss über 90 Gesetze beraten worden sind.[...] Ein einziges Gesetz – das Verfütte-
rungsverbotsgesetz – ist auf der Strecke geblieben. Alle anderen Gesetze sind in dieser
Legislaturperiode verabschiedet worden.

Deshalb war im Zweifel doch nicht die Union dafür verantwortlich, Herr Bundeskanzler.
Es war – vorsichtig ausgedrückt – das Ringen mit Ihren eigenen Leuten und die Tatsache,
dass Sie es wegen dieses Ringens niemals geschafft haben, den Menschen draußen, den
Bürgerinnen und Bürgern dieses Landes die Notwendigkeit der Veränderungen in der Ge-
samtheit zu erklären; [...] Das hat Sie letztendlich in die Niederlagen getrieben und das hat
Sie letztendlich auch den Parteivorsitz gekostet. [...] 

Es geht um nicht mehr und nicht weniger, als unter völlig veränderten Bedingungen in
Zeiten völlig neuer internationaler Herausforderungen unsere Werte – das sind die soziale
Marktwirtschaft und die Demokratie – behaupten zu können.

Ob wir diese Aufgabe meistern, ist von allergrößter – ich sage: von entscheidender – Be-
deutung für die Frage, wie es mit Deutschland und dem Wohlstand dieses Landes weitergeht
[...] Dieses Land braucht nicht Politik als Stückwerk. Dieses Land braucht Politik aus einem
Guss. Darum geht es am Anfang des 21. Jahrhunderts.

Herr Bundeskanzler, Sie sind 1998 mit den Worten angetreten – Sie haben sie bis ins Jahr
2002 mehrfach wiederholt – „Wenn es uns nicht gelingt, die Arbeitslosigkeit signifikant zu
senken, dann sind wir es nicht wert, wieder gewählt zu werden.“ Herr Bundeskanzler, Sie
werden es doch nicht bestreiten: Die Zahl von fast 5 Millionen arbeitslosen Menschen
bedeutet genau das Gegenteil von dem, was Sie in Erwartung gestellt haben. 

[...]
Deshalb lautet das Fazit: Noch nie hat eine Regierung durch ständiges Nachbessern, ohne

etwas besser zu machen, durch ständige Ankündigungen und Aufkündigungen, durch
Kommissionen anstelle von Entscheidungen das Vertrauen so verspielt wie diese Bundesre-
gierung.
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Das ist deshalb so dramatisch, weil Vertrauen so etwas wie der Schmierstoff unserer Demo-
kratie ist. Wenn Sie nicht begreifen, dass das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger durch
Ihre Politik in das Machbare von Politik so weit erschüttert ist, dass wir alle gemeinsam – das
sage ich in totalem Ernst – vor der Aufgabe stehen werden, in dem auf uns wahrscheinlich
zukommenden Wahlkampf populistischste Argumente jeder Art abwehren zu müssen, kann
ich nur sagen: Begreifen Sie es als gemeinsame Aufgabe, dafür zu sorgen, dass Politik wie-
der Vertrauen herstellt! Das kann nicht eine Partei schaffen, das ist unsere gemeinsame Auf-
gabe in diesem Hause. Wir werden uns genau dieser Aufgabe stellen. Wir werden den Men-
schen sagen, was für das Wohl dieses Landes notwendig ist.

[...]
Deshalb werden wir den Menschen sagen: Wir brauchen eine Politik, bei der Arbeit unbe-

dingte Vorfahrt hat. [...] Angesichts der begrenzten Möglichkeiten, die wir haben, brauchen
wir eine Politik, die sagt: Zukunft für unsere Kinder und Familien, damit dieses Land eine
gute Zukunft hat. Das sind die beiden Schwerpunkte unserer Arbeit. 

Genau dazu werden wir unsere Programmpunkte vorstellen. [...]
Ich stimme Ihnen insoweit zu: Wir brauchen eine neue Mehrheit. In den unionsregierten

Bundesländern haben wir die Mehrheit für die notwendigen Veränderungen in Deutsch-
land. Wir können voller Stolz sagen: Wo die Union regiert, geht es den Menschen in Deutsch-
land besser. [...] 

Ich spreche voller Überzeugung von einer Politik aus einem Guss; denn die Menschen
haben es satt – wenn sie es jetzt nicht spüren, dann werden sie es anderweitig merken –,
nicht nach einer Linie, sondern nach einem Zickzackkurs regiert zu werden, mit dem sie
nichts anfangen können und bei dem sie spüren, dass es nicht nach vorne geht, sondern dass
es immer schlechter wird. [...]

Sie, Herr Bundeskanzler, und Rot-Grün haben uns eine schwierige Aufgabe hinterlassen,
und zwar sowohl in Deutschland als auch in Europa. Ich aber bin zuversichtlich: Wir werden
es schaffen, weil wir es besser können, weil in unserem Land mehr Kräfte stecken, als Rot-
Grün für möglich hält.

Diese Kräfte neu zu wecken, Deutschlands Chancen zu erkennen und zu nutzen, eine so-
lide, starke Regierung für unser Land zu bilden, damit es endlich wieder aufwärts geht, dafür
werde ich mich, dafür werden CDU und CSU ihre ganze Kraft einsetzen. Dafür werden wir
die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes um ihr Vertrauen bitten.

Rede von Bundesaußenminister Joschka Fischer, Bündnis 90/Die Grünen, vom 1. Juli 2005
(Auszüge)

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Meine Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen, hätte sich gewünscht, dass die Koalition das

Mandat der Wählerinnen und Wähler, das wir mit der erfolgreichen Bundestagswahl 2002
bekommen haben, im Interesse und zur Erneuerung unseres Landes voll erfüllen hätte kön-
nen.

Gleichwohl ist es die Entscheidung des Bundeskanzlers als Institution und als Person – so
ist es in Art. 68 des Grundgesetzes vorgesehen; ich füge hinzu, dass dies auch die politische
Entscheidung unseres Koalitionspartners ist –, die Vertrauensfrage zu stellen, wenn er zu der
Überzeugung kommt, dass seine Mehrheit in diesen schwierigen Zeiten nicht mehr voll
belastbar ist.

Die Deutschen wollen jetzt wählen. Deswegen müssen sich jetzt alle Entscheidungen dar-
auf konzentrieren, dass es nicht zu einer Hängepartie, sondern zu der von beiden Seiten des
Hauses gewollten neuen Legitimierung – wie immer sie auch ausfallen mag – einer Politik
der Erneuerung unseres Landes kommt. Darüber müssen wir dann im Wahlkampf politisch
streiten.

[...] 
Diese Koalition war noch nicht gebildet worden, da wurden wir in das Kanzleramt geru-

fen [...] und hatten zum ersten Mal seit Gründung der Bundesrepublik Deutschland über
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Krieg und Frieden zu entscheiden. Das waren Entscheidungen, die uns alles andere als ein-
fach gefallen sind. Aber wenn ich zehn Jahre nach den Vorfällen in Srebrenica zurück-
schaue und die Erfahrungen, die wir im Hinblick auf Mazedonien gemacht haben, betrach-
te, dann kann ich Ihnen nur sagen: Wir haben die Verantwortung, vor die unser Land nach
dem Ende des Kalten Krieges gestellt wurde, nicht nur wahrgenommen, sondern im Interes-
se von Frieden, Freiheit und Menschenrechten auch entsprechend umgesetzt.

[...]
Frau Merkel, Sie machen es sich zu einfach. Sie werden sich täuschen, wenn Sie meinen:

Das interessiert die Leute nicht. Gegenwärtig kommen Sie mir mit Ihren Umfragen wie ein
wunderbar anzuschauendes Soufflé im Ofen vor.

Wir werden sehen, was von der Größe in den letzten drei Wochen tatsächlich übrig bleibt,
wenn der Souverän da hineinpikst. Da bin ich sehr gespannt.

[...]
Die Demographie kommt nicht über Nacht. Vielmehr ist uns die Bevölkerungsentwick-

lung Jahrzehnte im Voraus sehr genau bekannt. Ich erinnere mich noch, dass ich, als ich
noch in der Opposition war, jahrelang von Norbert Blüm und Helmut Kohl gehört habe: „Die
Rente ist sicher.“ Es war doch Walter Riester, auf den Sie eingedroschen haben bis zum
Gehtnichtmehr, der angesichts der Herausforderungen der Demographie – dass wir Gott sei
Dank immer älter werden – eine historische Reform durchgeführt hat.

Es war Walter Riester, der eine zweite Rentensäule eingeführt hat. [...] Was haben Sie
getan? Fehlanzeige. Es hieß immer nur: „Die Rente ist sicher.“ Das gilt auch für die notwen-
digen Reformen auf dem Arbeitsmarkt. Wir haben die Bundesanstalt für Arbeit doch nicht
erfunden, sondern wir haben sie vorgefunden, und wir haben auch keine Pläne in der
Schublade entdeckt, als wir unsere Arbeit aufgenommen haben. In Richtung beider Koali-
tionsparteien sage ich: Ich weiß, wie schwer es ist, das zur Kenntnis zu nehmen; aber es war
nicht unsere Absicht, unsere eigenen Wählerinnen und Wähler zu vertreiben. Der eine, der
1999 stiften gegangen ist, ist aber nicht wegen des Kosovo-Krieges stiften gegangen,
sondern deshalb, weil der Haushalt – bei einem Spitzensteuersatz von damals 53 Prozent –
nicht mehr aufzustellen war. [...] Diesen Kritikpunkt kann ich nachvollziehen [...]

Wo Menschen agieren, auch in der Bundesregierung, werden Fehler gemacht.
– Nur Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, machen keine Fehler, Sie sind

der Fehler.
In unserem ersten Regierungsjahr – das gebe ich zu – wurden Fehler gemacht. Aber eines

war völlig klar: Wenn wir die Menschen wieder in Lohn und Brot bringen wollen, müssen wir
einen aktivierenden Arbeitsmarkt schaffen. Ich bekenne ganz offen: In diesem Wahlkampf
haben wir das Problem, dass die aktivierenden Teile unserer Reformen erst langsam zu wir-
ken beginnen.

Gleichzeitig aber – das steht derzeit im Vordergrund; darauf komme ich später noch zu
sprechen – fühlen sich die Menschen bedrängt und bedrückt und sehen, dass ihre Einkom-
men gekürzt werden. Dazu sage ich Ihnen: Die 5 Millionen Arbeitslosen, die Sie ständig
anführen, hätte es schon unter der Verantwortung von Helmut Kohl gegeben, wenn die
Sozialhilfeempfänger bereits damals einen Vermittlungsanspruch gehabt hätten; das wissen
Sie ganz genau.

[...]
Nun zu Ihrer Kanzlerkandidatin: Das Erste, bei dem sie konkret wurde, war das Hurra für

die Atomenergie. Sie spricht sich dafür aus, dass Deutschland die Option Atomenergie wie-
der voll nutzt. Für diese Ansage sind wir sehr dankbar; denn das macht die Alternative klar.
Wir halten diese Form der Energieerzeugung für nicht verantwortbar.

Das Zweite ist, dass Sie im Bereich der erneuerbaren Energien wieder zurückwollen.
Wenn Sie nicht nach Moskau fahren und auch nicht nach Washington, dann fahren Sie im
Sommer einmal nach Peking. Es ist doch für den Exportweltmeister irrsinnig, zu meinen, der
Feldhamster und die Mopsfledermaus seien das Wachstumshemmnis. [...]

[...] Jetzt gilt es, die Unterschiede herauszuarbeiten. Ich nenne als Stichworte die Steuer-
reform, die Kopfpauschale, die Abschaffung der gesetzlichen Krankenversicherung. Wir
wollen die Bürgerversicherung. Das Entscheidende ist: Wir wollen erneuerte Sozialsysteme.
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Aber bei einem gibt es für mich keine Diskussionen; das halte ich für unbedingt notwendig:
Ich möchte, dass unsere demokratische Gesellschaft solidarisch ist, eine Gesellschaft ent-
lang von Arm und Reich, von Jung und Alt. Das bedeutet auch eine nachhaltige Solidarität
gegenüber den kommenden Generationen. Ich möchte, dass wir auch international solida-
risch sind.

Das ist die Alternative zu einer Politik der kalten Modernisierung, gegen die wir kämpfen.
Sie haben schon einmal Möbel bestellt, die Bilder waren auch schon geordert, aber es ist
nichts geworden. Also schauen wir einmal! Ich bin der festen Überzeugung, dass wir alle
Chancen haben, wenn wir kämpfen – und das werden wir –, zu gewinnen und nicht zu ver-
lieren. Ich danke Ihnen.

Persönliche Erklärung von Werner Schulz, Bündnis 90/Die Grünen, vom 1. Juli 2005
(Auszüge)

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Bundeskanzler, ich werde mich an dieser Abstimmung nicht beteiligen. Was hier ab-

läuft, ist ein inszeniertes, ein absurdes Geschehen. Die Ereignisse der letzten Woche und die
heutige Debatte haben mich trotz staatsmännischer Rede nicht überzeugt. Hier läuft eine
fingierte oder, wie die Juristen sagen, eine unechte Vertrauensfrage.

Schon der erste Satz Ihres Antrages, Herr Bundeskanzler, ist unwahr. Sie wollen doch gar
nicht, dass man Ihnen das Vertrauen ausspricht. Sie wollen diese Abstimmung verlieren. Sie
suchen einen Grund für Neuwahlen und damit das organisierte Misstrauen. Sie selbst haben
verkündet, sich der Stimme zu enthalten. Aber was ist ein Kanzler, der das Selbstvertrauen
verloren hat?

Sie sollten übrigens die Argumentation mit Franz Müntefering noch einmal genau ab-
stimmen. Er ist stolz auf den Meinungsstreit in der Fraktion, für Sie ist er ein Anlass zu
Misstrauen. Im Übrigen, Franz Müntefering, Ihre Aufforderung an Angela Merkel, hier das
konstruktive Misstrauensvotum herbeizuführen, und Ihre Aussage, dass wir jederzeit die
Kanzlermehrheit haben, ist beeindruckend, nicht nur für das Protokoll.

Ich hätte bei so vielen Dialektikern hier im Parlament nicht geglaubt, dass wir einmal die
feinsinnige Dialektik von Bertolt Brecht berühren. Sie wissen, dass er die Regierung aufge-
fordert hat, ein anderes Volk zu wählen. Wir werden heute etwas Ähnliches erleben: Nicht
die Mehrheit misstraut dem Kanzler, sondern der Kanzler misstraut seiner eigenen Mehr-
heit. Bis in die gestrigen Abendstunden hatten wir eine stabile Mehrheit, die in sieben
Jahren nicht ein einziges Mal versagt hat, obwohl sie seit dem 22. Mai vom Kanzler und von
Franz Müntefering attackiert wird. Sie suchen eine neue Legitimation für Ihre Politik, doch
diese Art von Stimmungsdemokratie sieht unser Grundgesetz nicht vor.

[...]
Sie beugen unsere Verfassung, wenn Sie mit Hinweis auf das Grundgesetz ein Referen-

dum über die EU-Verfassung verwehren und im nächsten Moment durch Selbstauflösung
des Bundestages eine Volksabstimmung über die Fortsetzung Ihrer Politik herbeiführen
wollen. [...]

Was jetzt passiert, ist aber die Sinnentleerung des Art. 68. Dass ausgerechnet die alten
68er, so wie sie hier versammelt sind, über einen Missbrauch des Art. 68 ihren Abgang vor-
bereiten, gehört zu den grotesken Momenten dieses Vorgangs.

Dabei haben Sie gerade bei der Vertrauensfrage im Zusammenhang mit dem Militärein-
satz in Afghanistan gezeigt, wie dieser Artikel moralisch und politisch zu gebrauchen ist. Sie
haben eine eigene Mehrheit demonstriert und dafür sogar eine breite parlamentarische
Mehrheit verschmäht. Sie wollten Helmut Kohl nicht nachahmen; heute kopieren Sie ihn,
wobei der Vergleich mit der damaligen Lage doch etwas schräg ist.

Mir ist die Demokratie nicht geschenkt worden. Mit einigen anderen musste ich unter ge-
fährlichen Umständen Demokratie und Freiheit erst erkämpfen. Schon deswegen sind mir
die Grundregeln der Demokratie, wie sie in unserem Grundgesetz stehen, ein hoher Wert –
gerade in einer Zeit, in der wir über den Werteverfall und die Vertrauenskrise der Politik
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reden. Glauben Sie denn ernsthaft daran, dass Sie nach dieser verschwiemelten Operation
morgen in den Wahlkampf ziehen und über Wahrheiten reden können?

Das ist nicht nur ein Tiefpunkt der demokratischen Kultur, sondern Sie beschädigen auch
das Ansehen des Parlamentes und meine und unsere Rechte als Abgeordnete.

Oder, um einen aktuellen Buchtitel des Außenministers aufzugreifen: Die Rückkehr der
Geschichte sollten wir nicht als ein Stück Volkskammer veranstalten. Auch da wurden die
Abgeordneten eingeladen, nicht ihrer Überzeugung, sondern dem Willen von Partei- und
Staatsführung zu folgen.

Sie haben mit Ihrem genialen Schachzug alles erreicht, was Sie vermeiden wollten: Die
Opposition ist geeint und geschlossen wie nie zuvor, die Formierung einer neuen Linkspartei
und die Erosion der SPD wurden beschleunigt. Sie werden nicht als Patriot in die Geschichte
eingehen, wie ein wirrer Schönschreiber in der „Zeit“ meint, sondern eher als einer, der
letztlich seine Partei zerlegt und sein Land in Schwierigkeiten gebracht hat.

[...] Denn auch in der Einschätzung der politischen Situation täuschen Sie sich. Die Bürge-
rinnen und Bürger wollen nicht Neuwahlen, sie wollen die Abwahl von Rot-Grün.

Offenbar wollen Sie das auch – die Flucht aus der Verantwortung. Nur, das ist ein würde-
loser Abgang, den wir hier erleben. [...]

Ich mache mir Sorgen um unser Land, weil ich finde, dass auch die Opposition nicht vor-
bereitet ist und kein Konzept hat.

Wenn das, was wir bisher als Vertrauenskrise der Politik erlebt haben, nur ein Vorge-
schmack ist, [...] dann werden wir uns auf stürmische Zeiten einrichten müssen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

„Ich bin leidenschaftlicher Europäer“
Rede des britischen Premierministers Tony Blair vor dem 

Europäischen Parlament am 23. Juni 2005
(Auszüge)

Nach dem Scheitern der Referenden über den EU-Verfassungsvertrag in Frankreich und in
den Niederlanden, das die Aussetzung des Ratifizierungsprozesses in vielen Ländern der
Europäischen Union nach sich zog, trafen sich die Staats- und Regierungschefs der Union am
17./18. Juni in Brüssel, um, wie es hieß, durch eine Einigung über die zukünftige EU-Finanz-
politik ein positives Signal zu senden. Doch stattdessen gab es neuen Streit zwischen der von
Frankreich und der Bundesrepublik geführten Mehrheit der EU-Staaten und einer Minder-
heit um Großbritannien. Gegenstand der Kontroverse war der so genannte „Britenrabatt“,
den Premierministerin Thatcher 1984 („I want my money back“) durchgesetzt hatte und den
die Mehrheit der Staaten im Zuge der Neuordnung der EU-Finanzen zur Disposition gestellt
sehen wollte. Demgegenüber bestand der britische Premierminister, Tony Blair, auf einer
Verknüpfung dieser Frage mit einer Reform der – von Frankreich vehement verteidigten –
EU-Agrarsubventionen, die auch der schwedische Premier, Göran Persson, als „nicht
zukunftsorientiert“ kritisierte.

Insbesondere die harte Haltung Blairs führte zum Scheitern des Gipfels und ungewohnt
heftigen Reaktionen. So verspürte der amtierende EU-Ratspräsident, Jean-Claude Juncker,
„keinerlei Bedürfnis, diplomatisch zu sein“, und der französische Premierminister Domini-
que de Villepin sprach offen von „einem Debakel“. Auch Bundeskanzler Gerhard Schröder
sah die EU am Scheideweg: „Wollen wir ein einiges, handlungsfähiges Europa, eine wirkli-
che politische Union? Oder wollen wir nur eine große Freihandelszone sein, wollen wir von
der Europäischen Union zurück zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft?“

Besondere Brisanz bezieht die Kontroverse daraus, dass am 1. Juli die britische EU-
Ratspräsidentschaft begann. Tony Blair nutzte daher seine stark beachtete Antrittsrede 
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